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Der Baden­Württemberg­Check: Flüchtlinge aus der Ukraine

Am Ende eines bedrückenden Jahres zei­
gen sich die Baden­Württemberger nicht
mehr  so  pessimistisch  wie  drei  Monate
zuvor.  Dafür  ist  die  Skepsis  größer  ge­
worden,  was  die  Erwartungen  an  die
Zukunft angeht. Die hohe Infl�ation und
der  russische  Krieg  gegen  die  Ukraine
verstärken das Gefühl der Unsicherheit.
Mit Befürchtungen sehen 38 Prozent dem
kommenden  Jahr  entgegen.  Das  sind
sechs Prozent weniger als beim vorange­
gangenen  Baden­Württemberg­Check.
Mit  Hoffnungen  blicken  weiter  nur  21
Prozent voraus, mit Skepsis 35 Prozent
(plus sechs).

Pessimistische 
Frauen

Besonders gering ist die Zuversicht der­
zeit in der weiblichen Bevölkerung. Wäh­
rend 27 Prozent der Männer optimistisch
gestimmt sind, gilt dies nur für 16 Pro­
zent der Frauen. Auch bei den Generatio­
nen sind die Unterschiede groß. Wer 60
Jahre oder älter ist, ist statistisch gesehen
zu 18 Prozent hoffnungsvoll gestimmt. In
der Enkelgeneration sind es 29 Prozent.
„Dies  ist  jedoch  gerade  für  die  junge
Generation ein ausgesprochen niedriger
Wert,  da  im  Allgemeinen  die  unter  30­
Jährigen weit überdurchschnittlich opti­
mistisch gestimmt sind“, analysieren die
Demoskopen.

Wenig 
Beunruhigung

Was  sich  im  Laufe  des  Jahres  abge­
zeichnet hat, wird durch Untersuchun­
gen auf Bundesebene und durch die Al­
lensbach­Erhebung bestätigt: Die durch
den Ukraine­Krieg ausgelöste Fluchtbe­
wegung trifft auf ein deutlich anderes ge­
sellschaftliches Klima als jene von 2015.
Damals war die Mehrheit der Menschen
in Deutschland außerordentlich besorgt,
auch  wenn  das  ehrenamtliche  Engage­
ment  seinerzeit  beeindruckend  war.
„Heute hält sich die Beunruhigung der
Bevölkerung in Grenzen“, heißt es in der
aktuellen Analyse.

Viele oder 
wenige Gefl�üchtete?

Jeder Dritte (32 Prozent) glaubt, dass in
der  näheren  Region  viele  Flüchtlinge

untergebracht  worden  sind.  36  Prozent
haben den Eindruck, dass es nur wenige
sind. Weitere sieben Prozent sind über­
zeugt,  dass  in  ihrer  Region  so  gut  wie
keine  Gefl�üchteten  angekommen  sind.
Bemerkenswert  ist: Ein Viertel der Be­
fragten trauen sich kein Urteil zu, ob in
letzter Zeit in ihrer Region viele Gefl�üch­
tete untergebracht wurden.

Andere Themen, 
andere Sorgen

Wenn es um die Herkunft dieser Men­
schen  geht,  wächst  die  Unsicherheit
noch:  Ein  gutes  Drittel  ordnet  die  Ge­
fl�üchteten überwiegend oder vollständig
der Ukraine zu, knapp jeder Dritte über­
wiegend anderen Ländern. „Diese Ein­
schätzung  ist  bemerkenswert,  berück­
sichtigt man, dass in den beiden Pande­
mie­Jahren nur noch wenige Flüchtlinge
kamen und seit dem Ausbruch des Kriegs
ukrainische  Flüchtlinge  bei  Weitem
überwiegen“,  schlussfolgern  die  For­
scher.  Sie  gehen  davon  aus,  dass  sich
zurzeit nur ein Teil der Bevölkerung in­
tensiver mit dieser Thematik auseinan­
dersetzt.  Andere  Themen  und  andere
Sorgen beschäftigen die Menschen mehr.

Begrenzte 
Spielräume

Dass die Städte und Gemeinden bereits
am Limit sind, was die Aufnahmemög­
lichkeiten angeht, glauben die Befragten
nicht. 13 Prozent sind überzeugt, dass bei
ihnen in der näheren Region ohne Weite­
res mehr Gefl�üchtete aufgenommen wer­
den  könnten.  Weitere  37  Prozent  sehen
noch begrenzte Spielräume. 27 Prozent
sind überzeugt, dass die Aufnahmekapa­
zität erschöpft ist. Wer von einem großen
Zustrom an Gefl�üchteten in der näheren
Region zu berichten weiß, tendiert stär­
ker zu dieser Auffassung (44 Prozent).

Aufnahmebereit – 
mit Einschränkungen

Jeder  Dritte  wäre  grundsätzlich  bereit,
bei  sich  zu  Hause  Gefl�üchtete  aus  der
Ukraine  aufzunehmen,  wenn  die  Wohn­
situation dies zuließe. „Auch wenn knapp
die Hälfte der Bevölkerung sich das nicht
vorstellen kann, ist die grundsätzliche Auf­
nahmebereitschaft bemerkenswert hoch“,
stellen  die  Demoskopen  fest.  Allerdings
sinkt  diese  Bereitschaft  auf  nur  noch 17
Prozent,  wenn  man  von  einem  längeren
Aufenthalt der Gefl�üchteten ausgeht. Im­
merhin  neun  Prozent  der  Bevölkerung
hätten  die  Möglichkeit,  bei  sich  daheim
Gefl�üchtete aus der Ukraine unterzubrin­
gen. Dabei halten Männer eine Aufnahme
für eher möglich als Frauen, die mittleren
Jahrgänge zwischen 30 und 59 eher als die
junge Generation und die über 60­Jähri­
gen. 86 Prozent halten die Aufnahme auf­
grund  der  eigenen  Wohnverhältnisse  für
unmöglich.

Überforderung des
Schulsystems?

Die Situation an den Schulen wird kri­
tisch  gesehen.  Immerhin  befi�nden  sich
28.000 Kinder und Jugendliche im schul­
pfl�ichtigen Alter unter den ukrainischen
Gefl�üchteten. Sechs Prozent der Bevöl­
kerung  denken,  dass  die  Bildungsein­
richtungen diese Herausforderung ohne
Weiteres bewältigen können. 42 Prozent
sind  überzeugt,  dass  dies  nur  mit
Schwierigkeiten gelingen wird. 48 Pro­

zent gehen von einer völligen Überforde­
rung des Schulsystems aus.

Turnhallen 
als Notunterkünfte

Zu  Notunterkünften  umgewidmete
Turnhallen  sind  ein  Reizthema  –  wenn
Sportunterricht ausfällt oder Vereinstrai­
ning  nicht  stattfi�nden  kann.  Knapp  die
Hälfte der Bevölkerung ist laut Befragung
aber offenbar gar nicht mit diesem Thema
konfrontiert, insbesondere auf dem Land:
Dort  sind  69  Prozent  überzeugt,  dass  es
Pläne  zur  Umwidmung  von  Turnhallen
bisher nicht gibt. In Kleinstädten sind es
52  Prozent,  in  mittelgroßen  Städten  40

Prozent, in den großen Städten 29 Prozent.
Die Grundhaltung ist überwiegend posi­
tiv:  44  Prozent  fi�nden  die  Nutzung  von
Turnhallen  für  Notunterkünfte  in  Ord­
nung, 38 Prozent der Bevölkerung sind da­
gegen. Mit der Vorstellung, dass in der Nä­
he der eigenen Wohnung eine Notunter­
kunft für Flüchtlinge errichtet würde, hat
die Mehrheit der Bevölkerung (51 Prozent)
keine  Probleme.  26  Prozent  würde  eine
solche Nähe stören.

Rückkehr 
in die Heimat erwartet

Zurzeit  geht  die  Bevölkerung  über­
wiegend davon aus, dass die meisten Ge­
fl�üchteten aus der Ukraine nach Ende des
Kriegs  wieder  in  ihre  Heimat  zurück­
kehren. 49 Prozent der Befragten erwarten
das, 35 Prozent vermuten hingegen, dass
nur eine Minderheit zurückkehrt und die
meisten dauerhaft in Deutschland bleiben.

Ein Reizthema: 44 Prozent der Befragten im BaWü­Check fi�nden die Nutzung von Turnhallen als Notunterkünfte in Ordnung, 38 Prozent sind dagegen. Foto: Julian Weber/dpa

Baden­Württemberger sehen im neuen BaWü­Check noch Spielräume, befürchten aber Überforderung an den Schulen

Bereitschaft zur Aufnahme weiterer Ukraine­Gefl�üchteter

Zur Serie
Wie zufrieden oder unzufrieden sind die
Menschen im Südwesten mit der Arbeit
der Landesregierung? Welche Sorgen
und Ängste bewegen sie? Um das
herauszufi�nden, haben sich die
Tageszeitungen in Baden­Württemberg

mit dem Institut für
Demoskopie
Allensbach (IfD)
zusammen­
geschlossen. Die
Meinungsforscher
befragten mehr als
1.000 erwachsene
Menschen im Land,
um repräsentative
Ergebnisse zu
erhalten. Im
zwölften Teil des

Baden­Württemberg­Checks geht es um
eine sehr aktuelle Frage: Wie reagiert
die Bevölkerung auf den starken Zuzug
von Gefl�üchteten aus der Ukraine?

Hoffen auf Frieden: eine  Taube  in  den
Farben der Ukraine  Foto: C. Schmidt/dpa
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Einschulung: Die  sechsjährige  Yeva  fl�oh
aus der Ukraine.  Foto: C. Soeder/dpa
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